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Mit dem Vorstoß der LSAP zu kürzeren Arbeits-
zeiten ist eine altbekannte Debatte zurück in der
politischen Arena. Konkrete Konzepte sind noch
nicht in Sicht – die Fronten der Sozialpartner sind
dennoch vorsorglich schon verhärtet.

VON CHR ISTOPH BUMB

Luxemburg sei das produktivste
Land in der OECD, deshalb könne
man den Arbeitnehmern etwas von
dieser Produktivität zurückgeben:
Mit dieser simplen Argumentation
leitete Vizepremier Etienne Schnei-
der beim Neujahrsempfang der
LSAP den Vorstoß seiner Partei in
Sachen Arbeitszeitverkürzung ein.
Auch Parteichef Claude Haagen
hatte dies schon bei seiner Rede als
Berichterstatter des Budgets 2017
angedeutet (das LW berichtete).

Bei den Konsequenzen blieb
Schneider vage: „Das Mehr an Pro-
duktivität muss auch beim Arbeit-
nehmer ankommen“, rief er den
versammelten Genossen zu. Dies
könne entweder über eine „Reva-
lorisierung“ der Gehälter oder über
die Arbeitszeiten geschehen. Dabei
sprach Schneider zwar explizit von
der 40-Stunden-Woche. Konkreter
wurde er aber nicht. Der Vizepre-
mier freute sich aber schon auf „flott
an interessant Diskussiounen“ mit
den Sozialpartnern.

Die Arbeitgeberseite findet den
Vorstoß allerdings nicht ganz so
„flott“. Die Regierung könne „nicht
das geringste Entgegenkommen“
des Patronats erwarten, sagte Jean-
Jacques Rommes. Stattdessen for-
derte der Generaldirektor der UEL
– ebenso abstrakt wie Schneider –
eine „Gesamtdiskussion“ darüber,
wie Arbeitszeiten in einer digitali-
sierten Welt aussehen könnten.

Vor wenigen Tagen schaltete sich
schließlich der OGBL in die Debat-
te ein. Auch die größte Gewerk-
schaft des Landes will die „strate-
gische Diskussion“. Diese reihe sich

in den langfristigen Prozess der Di-
gitalisierung der Arbeitswelt ein,
sagt OGBL-Präsident André Roelt-
gen. Der Gewerkschaftsboss blieb
aber letztlich genauso unkonkret
wie Schneider und Rommes vor ihm.

Historischer Trend

Worum geht es also? Die reguläre
Arbeitszeit ist in Luxemburg ge-
setzlich auf maximal acht Stunden
pro Tag bzw. 40 Stunden pro Wo-
che festgesetzt. Historisch geht der
Trend seit über einem Jahrhundert
hin zu weniger arbeiten. In Zeiten
der Industrialisierung lag die wö-
chentliche Arbeitszeit noch bei über
60 Stunden. Mit dem Ausbau von
Sozialstaat und Arbeitnehmerrech-
ten pendelte sie sich auf die aktu-
elle 40-Stunden-Woche ein.

Bis 1964 galt in Luxemburg dabei
noch die 48-Stunden-Woche – mit
knapp halb so viel Urlaub wie heu-
te. In zwei Schritten wurde die Ar-
beitszeit dann zunächst für die
Staatsbeamten (1971) und schließ-
lich für alle Beschäftigten (1975) auf
die bis heute gültige Arbeitszeit von
40 Stunden pro Woche gesenkt.

Die Rahmenbedingungen einer
flexibleren Handhabung der Ar-

beitszeit, etwa der Umgang mit
Überstunden, werden im sogenann-
ten „PAN-Gesetz“ („Plan d’action
national en faveur de l’emploi“) ge-
regelt. Laut der jüngsten Reform
dieses Gesetzes können Arbeitneh-
mer in einer Referenzperiode von
maximal vier Monaten maximal 12,5
Prozent über der regulären Arbeits-
zeit liegen und werden dafür mit bis
zu 3,5 zusätzlichen Urlaubstagen
kompensiert. Laut EU-Arbeitszeit-
richtlinie von 2003 darf die wö-
chentliche Arbeitszeit inklusive
Überstunden übrigens 48 Stunden
nicht übersteigen.

Für die Arbeitgeber war die PAN-
Reform bereits eine versteckte Ar-
beitszeitverkürzung. In diesem Sinn
sind auch die ungewöhnlich schar-
fen Reaktionen auf die Reform so-
wie auf die neuesten vagen Ankün-
digungen zu verstehen. Die DP
spricht sich mehr oder weniger
deutlich gegen jegliche Verkürzung
der gesetzlichen Arbeitszeiten aus.

Auch Arbeitsminister Nicolas
Schmit (LSAP) stellte im Interview
mit dieser Zeitung klar, dass er nicht
beabsichtige, die Arbeitszeit pau-
schal abzusenken. „Die Lösungen
müssen in den Betrieben, im sozia-
len Dialog und auf Basis von Kol-
lektivverträgen gefunden werden“,
so der zuständige Ressortminister.

Komplexe Diskussion

Genau dies sei auch für die Ge-
werkschaften entscheidend, sagt
Christophe Knebeler. „Wir müssen
nicht auf die Regierung warten, um
über Arbeitszeitverkürzung zu
verhandeln“, so der stellvertretende
Generalsekretär des LCGB. Dies ge-
schehe bereits im gewerkschaftli-

chen Alltag, also im Rahmen von
Kollektivvertragsverhandlungen.

In manchen Bereichen, etwa im
Gesundheits- oder im Bankensek-
tor, habe man bereits kürzere Ar-
beitszeiten durchgesetzt. Wichtig
sei dabei, dass man sich nicht auf
die gesetzliche Arbeitszeit versteift,
so Knebeler. Auch über den Weg
von zusätzlichen Urlaubstagen,
gleitenden Arbeitszeiten („horaires
mobiles“) oder die im Rahmen des
„Rifkin-Prozesses“ diskutierte Aus-
weitung von Telearbeit könne man
das Ziel einer Verkürzung bzw. für
die Arbeitnehmer positiven Flexi-
bilisierung der Arbeitszeit errei-
chen. Die Gewerkschaften fordern
seit geraumer Zeit eine zusätzliche
gesetzliche Urlaubswoche.

Von der Politik verlangt er dem-
nach „konkrete Vorschläge“. Fak-
tisch liege die Arbeitszeit vieler Be-
schäftigten über den regulären 40
Wochenstunden. Um wirkliche
Verbesserungen für die Arbeitneh-
mer zu erreichen, müsse man je-
denfalls alle Aspekte der komple-
xen, aber notwendigen Diskussion
in Betracht ziehen, so Knebeler.

Die Arbeitgeber ziehen dagegen
bei der gesetzlichen Arbeitszeit die
rote Linie. Wie der Generaldirektor

der Handelskammer, Carlo Thelen,
in einem Meinungsbeitrag für das
LW am Wochenende schrieb, wäre
eine „willkürliche“ Absenkung der
gesetzlichen Arbeitszeit „katastro-
phal“. Sie käme einem „destabili-
sierenden Schock“ für die Betriebe,
vor allem für die kleineren Unter-
nehmen, des Landes gleich.

Luxemburg im Vergleich

Das von Parteien, Gewerkschaften
und Patronat gezeichnete Bild re-
lativiert sich, wenn man die lu-
xemburgische Situation im interna-
tionalen Vergleich betrachtet. Lu-
xemburg ist zwar immer noch mit
Abstand das produktivste Land der
OECD (siehe Grafik rechts). Beim
Wachstum der Arbeitsproduktivität
lag Luxemburgs Volkswirtschaft in
den vergangenen Jahren allerdings
auf dem drittletzten Rang.

Ein unmittelbarer Zusammen-
hang zwischen Produktivität und
Arbeitszeit geht aus den internati-
onalen Statistiken nicht hervor (sie-
he Grafiken rechts). Luxemburg ge-
hört in der EU aktuell jedenfalls
nicht zu den Staaten, die durch-
schnittlich am längsten arbeiten.
Laut Eurostat beläuft sich die Zahl
der tatsächlich geleisteten Arbeits-
zeit bei Vollzeitbeschäftigten im
Großherzogtum auf 40,8 Wochen-
stunden – damit landet man im EU-
Vergleich im unteren Mittelfeld. Die
tatsächliche Arbeitszeit weicht zu-
dem stark von gesetzlichen Rege-
lungen ab; so etwa in Frankreich, wo
die faktisch geleisteten Wochen-
stunden mit 40,4 trotz gesetzlicher
35-Stunden-Woche nur 0,4 Stunden
unter dem luxemburgischen Durch-
schnitt liegen.

Arbeitszeit
als Politikum

„Wir müssen
nicht auf die

Regierung warten,
um über Arbeitszeit-
verkürzung zu
verhandeln.“
Christophe Knebeler (LCGB)

„Das Mehr an
Produktivität

muss auch beim
Arbeitnehmer
ankommen.“
Vizepremier Etienne Schneider
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Wahlkampf um die 35-Stunden-Woche
Die Arbeitszeit ist in Frankreich eine traditionelle politische Kontroverse

VON CHR IST INE LONG IN (PAR IS )

Bei einer Arbeitslosenquote von
rund zehn Prozent ist Arbeit ein
zentrales Thema im französischen
Präsidentschaftswahlkampf. Ein
wichtiger Punkt in den Program-
men ist die 35-Stunden-Woche, die
die sozialistische Regierung unter
Premierminister Lionel Jospin im
Jahr 2000 einführte. Die Bilanz der
Maßnahme, die auf die damalige
Arbeitsministerin Martine Aubry
zurückgeht, ist gemischt.

So kostet die 35-Stunden-Woche
den Staat laut französischem Fi-
nanzministerium jedes Jahr zwölf
Milliarden Euro. Einem Parlaments-
bericht zufolge entstanden dadurch
rund 350 000 Jobs – deutlich weni-
ger als die von den Sozialisten er-
warteten 700 000.

Wirklich rütteln an der gesetz-
lich festgelegten Arbeitszeit will nur
der konservative Kandidat François
Fillon. Sein Projekt sieht vor, die
Wochenarbeitszeit von Betrieb zu
Betrieb in Gesprächen mit den Ge-
werkschaften festzulegen. Als
Obergrenze sollen dabei die von der
EU festgelegten 48 Stunden dienen.
Im öffentlichen Dienst sollen nach
Fillons Vorstellungen 39 Stunden
gearbeitet, dabei aber nur 35 Stun-
den bezahlt werden. Der Kandidat
will so die geplante Kürzung von
500 000 Stellen auffangen, die ihm

bereits viel Kritik einbrachte. Nicht
wieder einführen will der mit ei-
nem äußerst liberalen Programm
antretende frühere Regierungschef
die Steuerfreiheit für Überstunden,
die sein Parteifreund Nicolas Sar-
kozy 2007 durchgesetzt hatte. „Mehr
arbeiten um mehr zu verdienen“,
lautete damals sein Motto, von dem
vor allem die niedrigen Gehalts-
gruppen profitierten.

Hamon plant 32-Stunden-Woche

Die Sozialisten machten die Steu-
erfreiheit, die die Gewerkschaften
als „Massenvernichtungswaffe ge-
gen Beschäftigung“ kritisiert hatten,
nach ihrem Wahlsieg 2012 wieder
rückgängig. Sie versprachen sich so
die Schaffung neuer Arbeitsplätze.
Doch die Rechnung ging nicht auf:
unter Präsident François Hollande
kamen mehr als 500 000 neue Ar-
beitslose hinzu. „Wenn man die
Steuerbefreiung für Überstunden
wieder einführt, schwindet das In-
teresse daran, über eine Verlänge-
rung der Arbeitszeit zu verhan-
deln“, begründete Fillon sein Nein
zu der Maßnahme, die inzwischen
auch unter den Sozialisten ihre An-
hänger fand: Ex-Regierungschef
Manuel Valls, der die Vorwahlen der
Sozialisten gegen Benoît Hamon
verlor, hatte dafür geworben.

Der Linksaußen Hamon hat da-
gegen andere Projekte zur Arbeits-

zeit: er will ein Recht auf Teilzeit
einführen. Die gesetzliche Wochen-
arbeitszeit von 35 Stunden soll nach
den Vorstellungen des früheren Bil-
dungsministers zwar beibehalten
werden. Doch auf Betriebsebene
sollen Prämien die Unternehmen
dazu bringen, weniger Wochen-
stunden zu ermöglichen.

Der 49-Jährige brachte in diesem
Zusammenhang eine 32-Stunden-
Woche ins Spiel, bei der allerdings
weiter 35 Stunden bezahlt werden
sollen. „Es darf keine Schwächung
der Kaufkraft geben“, sagte er.

Macron setzt auf Flexibilität

An der 35-Stunden-Woche festhal-
ten will dagegen der unabhängige
Kandidat Emmanuel Macron. Als
Wirtschaftsminister unter Hollande
hatte der 39-Jährige die Wochenar-
beitszeit noch kritisiert, doch als
Präsidentschaftsbewerber will der
Jungstar offenbar die linken Wähler
nicht vergraulen.

Allerdings setzt der soziallibera-
le Macron auf Branchen- und Be-
triebsvereinbarungen, die eine Fle-
xibilität der Arbeitszeit je nach Al-
ter ergeben könnten. „Wenn man
jung ist, sind 35 Stunden nicht ge-
nug“, sagte er in einem Interviewmit
der Zeitschrift „Obs“. Jüngere Ar-
beitnehmer könnten also mehr als
35 Stunden arbeiten und ältere da-
für weniger.(FOTO: REUTERS)
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* Berechnung erfolgt nach Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro
geleisteter Wochenstunde, bezogen auf die Gesamtwirtschaft, in
US-Dollar. Preise und Kaufkraftparität auf dem Stand von 2014.
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* Zahl der geleisteten Wochenstunden bei Vollzeitbeschäftigten -
einschließlich der normalerweise geleisteten (bezahlten oder
unbezahlten) Überstunden, ausschließlich Fahrtzeiten zwischen
Wohnung und Arbeitsplatz sowie Haupt-Essenspausen.

„Eine sehr wichtige Diskussion“
EU-Kommissarin Marianne Thyssen über ihre Agenda in Sachen Arbeitszeiten

Frau Thyssen, in einigen Mitglied-
staaten wird zunehmend über eine
Verkürzung der Arbeitszeit disku-
tiert. Wie stehen Sie dazu?

Auf EU-Ebene haben wir Min-
deststandards für tägliche und wö-
chentliche Ruhezeiten, eine ma-
ximale wöchentliche Arbeitszeit
und eine Mindestdauer für den be-
zahlten Jahresurlaub festgelegt.
Innerhalb dieser Grenzen steht es
den Mitgliedstaaten frei, die Ar-
beitszeit selbst zu regeln. Die Ar-
beitszeit ist einer der wichtigsten
Aspekte für die Organisation des
Arbeitslebens. Sie hat zudem ei-
nen erheblichen Einfluss auf das
Verhältnis zwischen der Arbeit
und dem Privatleben der Arbeit-
nehmer. Deswegen glaube ich, dass
diese Diskussionen über die Ar-
beitszeit sehrwichtig sind und dass
sie gefördert werden sollten, da
sie das Leben der Arbeitnehmer
unmittelbar betreffen.

Gewerkschaften vertreten die Auf-
fassung, dass eine Verkürzung der
Arbeitszeit langfristig dem Arbeits-
markt und der Produktivität zugute
käme. Teilen Sie diese Auffassung?

Angesichts des sich ändernden
Arbeitsmarkts und der wechseln-
den Beschäftigungsmodelle sollte
man sich auch mit der Arbeitszeit
befassen. Ich weiß, dass einige
Länder mit verkürzten Arbeitszei-
ten experimentieren, wie etwa im
Gesundheitssektor in Schweden.
Das sind jedoch sehr junge Initia-
tiven, und ich glaube, dass es noch
zu früh ist, um die Auswirkungen
auf die Produktivität und die Wirt-
schaft insgesamt zu beurteilen.
Aber ich verfolge diese Entwick-
lungen mit Interesse.

Die Diskussionen betreffen auch die
Tendenz zur Digitalisierung und Fle-
xibilisierung der Arbeitsprozesse.
Gibt es dafür ein gemeinsames
Konzept der Kommission?

Die Digitalisierung eröffnet vie-
le Möglichkeiten, aber sie verän-
dert auch die Arbeitswelt tiefgrei-
fend. Daher können wir ihre Vor-
teile nur dann nutzen, wenn es uns
gelingt, unsere sozialen Siche-
rungssysteme an den sich ändern-
den Arbeitsmarkt anzupassen. Ge-
nau darauf zielt die europäische
Säule der sozialen Rechte ab – ei-
ne unserer wichtigsten Initiativen
im Sozialbereich, die wir im Früh-
jahr vorstellen werden.

Sind diese Aspekte Teil der „Digita-
len Agenda“ der Kommission?

Ja, wir sind dabei, Maßnahmen
im Rahmen der „Kompetenzagen-
da“ und der „Digitalen Agenda“ in-
tensiv zu koordinieren. Investiti-
onen in die Entwicklung digitaler
Kompetenzen bereits in einem

frühen Stadium sind von entschei-
dender Bedeutung, um die Zahl er-
folgreicher Unternehmer zu er-
höhen und das Potenzial unserer
Volkswirtschaften zur Schaffung
von Arbeitsplätzen zu stärken. So
haben wir am 1. Dezember 2016 die
„Koalition für digitale Kompeten-
zen und Arbeitsplätze“ ins Leben
gerufen, um ein großes digitales
Talentreservoir zu schaffen und
sicherzustellen, dass die Men-
schen in Europa mit geeigneten di-
gitalen Kompetenzen für die Wirt-
schaft und die Gesellschaft des 21.
Jahrhunderts ausgerüstet werden.
In dieser Koalition werden die
Mitgliedstaaten und verschiedene
Partner, darunter auch die Sozial-
partner, gemeinsam beste Prakti-
ken ermitteln und austauschen,
damit diese leichter übernommen
und aufgewertet werden können.

Wären zunehmende Unterschiede
zwischen den Arbeitszeiten in den
Mitgliedstaaten der EU ein Problem?
Wäre eine stärkere Harmonisierung
in diesem Bereich eine Option?

Wie bereits ausgeführt, haben
wir auf EU-Ebene ein Sicherheits-
netz von Mindeststandards ein-
gerichtet, die die Mitgliedstaaten
einhalten müssen. Im Rahmen die-
ser Mindeststandards können die
Mitgliedstaaten die jeweilige ge-
setzliche Arbeitszeit selbst fest-
legen. Die Tatsache, dass es Min-
deststandards gibt, bedeutet na-
türlich auch, dass etwaige Unter-
schiede zwischen den Arbeitszei-
ten begrenzt sind. Allerdings be-
absichtigt die EU, die Arbeitszei-
ten in der gesamten EU zu har-
monisieren, aber sie besitzt nicht
die Befugnis dazu. CBu/dv

Marianne Thyssen ist seit 2014
Kommissarin für Beschäftigung
und Soziales. (FOTO: EU)


